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Um den ökologischen Wandel zu ermöglichen, ist eine Energie- und Ressourcenwende nötig. Der bürgerschaft-
liche Protest gegen den Bau von erneuerbaren Energieumwandlungsanlagen sowie heimische Rohstoffgewin-
nung hat allerdings zugenommen. Teile der Bevölkerung sind sowohl mit neuen Vorhaben per se, als auch den 
Informations- und Beteiligungsmöglichkeiten unzufrieden. Unternehmen können auf Basis von StakeholderIn-
nenanalysen sowie angepassten Kommunikationsmaßnahmen die projektbezogene Akzeptanz erhöhen. Die 
Befragung sächsischer UnternehmensvertreterInnen zeigt jedoch, dass die UnternehmerInnen sich der Vielzahl 
der StakeholderInnengruppen nicht bewusst sind und sie das Akzeptanzniveau der sächsischen Bevölkerung 
besser einschätzen, als es in Wirklichkeit ist. Zudem fehlen Unternehmen personelle und finanzielle Ressourcen 
für Analysen und die Umsetzung akzeptanzsteigernder Maßnahmen.

1. Einleitung: Die Bedeutung von Akzeptanz  

Weltweit steigen Ressourcen-, Energie- und Rohstoffbe-
darf [1, 2, 3]. Allein durch Effizienzsteigerung, Einsparun-
gen und Recycling kann der zukünftige Bedarf nicht ge-
deckt werden [4]. Entsprechend verfolgt Deutschland 
das Ziel, die Stromproduktion mittels erneuerbarer 
Energieumwandlungsanlagen (EEA) zu realisieren [5]. 

Erneuerbare Energie (EE) genießt in der Bevölkerung  
hohes Ansehen und gesellschaftliche Akzeptanz [6]. Dies 
gilt aber nur, bis eine Anlage vor Ort gebaut werden soll. 
In der Regel folgt auf die Bekanntgabe, dass ein Vorha-
ben geplant wird, bürgerschaftlicher Protest, welcher die 
Projektrealisierung verzögern oder sogar verhindern 
kann [7, 8, 9]. Folglich bestimmt die (In-)Akzeptanz der 
Bevölkerung die Zahl der EEA mit. Hinzu kommt, dass, 
um Strom aus EEA zu erzeugen, zu speichern und zu 
transportieren, u. a. Metalle wie Seltene Erden, Indium, 
Germanium und Platingruppenelemente in steigender 
Menge benötigt werden [10]. Sie müssen bergbaulich 
gewonnen werden, die erforderliche Akzeptanz für die 
heimische bergbauliche Rohstoffgewinnung schwindet 
in der deutschen Öffentlichkeit jedoch trotz hoher Um-
weltschutzstandards [11]. 

Die Realisierung des ökologischen Wandels hängt somit 
von der Auflösung des Spannungsfelds zwischen den 
Einzelinteressen der AnwohnerInnen, welche in ihrem 
Umfeld keine Anlagen möchten, und dem Gemeinwohl 
ab. 

UnternehmerInnen müssen Akzeptanz in der Bevölke-
rung für Energie- und Rohstoffprojekte aktiv anstreben. 
Dazu muss die Ist-Situation bekannt sein: 

 Der Grad der (In-)Akzeptanz der Bevölkerung und 

 die Möglichkeiten der UnternehmerInnen durch 
Kommunikation mit den StakeholderInnen in Kon-
takt zu kommen, diese zu informieren, zu integrie-
ren, zu beteiligen und so die Akzeptanz für Projekte 
zu erhöhen. 

2. Theoretische Grundlage: Wie Akzeptanz zu 
definieren ist 

Nachfolgend wird von Akzeptanz gesprochen, wenn eine 
positive Einstellung in Form einer passiven oder aktiven 
Zustimmung und Handlungsbereitschaft oder Handeln 
gegeben ist [12]. Inakzeptanz meint folglich eine nega-
tive Einstellung. Betrachtet wird in dieser Veröffentli-
chung die projektbezogene (In-)Akzeptanz; also die der 
Bevölkerung vor Ort, wenn ein Vorhaben umgesetzt 
werden soll. Zur Beurteilung der (In-)Akzeptanz wird sich 
der Akzeptanz-Inakzeptanz-Skala [13] in abgewandelter 
Form bedient (Tabelle 1, blau). 

Bei der (In-)Akzeptanz handelt es sich um ein instabiles 
Konstrukt, welches sich im Zeitverlauf verändern kann 
[14]. Dies macht die Beurteilung ihrer Entwicklung  
herausfordernd, bildet aber gleichsam die Vorausset-
zung, kommunikative Maßnahmen strategisch zur  
Akzeptanzsteigerung einzusetzen. Kommunikationsma-
nagement dient dabei insbesondere dazu, den Stakehol-
derInnen und ihren Bedürfnissen adäquate Aufmerk-
samkeit zukommen zu lassen [15]. Auf eine Stakeholde-
rInnenanalyse aufbauend werden Strategien und Maß-
nahmen entwickelt, umgesetzt und evaluiert [16]. 

3. Methodik: Befragung von Bevölkerung und 
Unternehmen bezüglich (In-)Akzeptanz 

Für die Beurteilung der (In-)Akzeptanz wird sich der Um-
frage bedient. Um repräsentative Ergebnisse zu ermög-
lichen, wird sie auf die Bevölkerung und Unternehmen 
im Freistaat Sachsen beschränkt. Die AnwohnerInnen 
sollen sich bezogen auf verschiedene Anlagearten einer 
der acht Stufen auf der Akzeptanz-Inakzeptanz-Skala zu-
ordnen. Den Stufen ist jeweils ein Akzeptanzstufenwert 
von eins bis acht zugeordnet (Tabelle 1). Um eine bes-
sere Übersicht über die (In-)Akzeptanz zu gewährleisten, 
sind die Stufen den drei Akzeptanzausprägungen Akzep-
tanz, Gleichgültigkeit und Inakzeptanz zugeordnet; ent-
sprechend reicht der Akzeptanzausprägungswert von 
eins bis drei. Die Mittelwerte (x̅) der durchschnittlichen 



Akzeptanzstufe und durchschnittlichen Akzeptanz- 
ausprägung sind somit Ausdruck des Akzeptanzniveaus 
der Befragten. 

Tabelle 1: Antwortmöglichkeiten, entsprechende Akzeptanz-
stufen/-ausprägungen samt Werten 

Mittels Telefon- und Onlinebefragung war es im 
Jahr 2019 möglich, die Akzeptanzstufe von 1.006 volljäh-
rigen Personen zu ermitteln, die nach einem mehrstufi-
gen, geschichteten Zufallsprinzip ausgewählt wurden. 
Die Umfrageergebnisse sind für den Freistaat Sachsen 
repräsentativ. 

Anfang des Jahres 2020 wurden in Sachsen ansässige  
oder tätige Unternehmen aus dem Energie- und Roh-
stoffsektor kontaktiert. Der Fragebogen wurde sowohl 
postalisch als auch als Onlineversion zur Verfügung ge-
stellt. Die UnternehmensvertreterInnen wurden u. a. um 
ihre Einschätzung zur Akzeptanzstufe der Bürgerschaft 
gebeten sowie zu ihrem Umgang mit den StakeholderIn-
nengruppen und der Gestaltung ihres Kommunikations-
managements befragt. 

4. Ergebnisse: Diskrepanz zwischen unterneh-
merisch empfundener und tatsächlicher 
(In-)Akzeptanz 

Werden die Angaben der Bevölkerung als Akzeptanz-
ausprägungen zusammengefasst, akzeptiert die sächsi-
sche Bevölkerung am ehesten eine Wasserkraft- und So-
laranlage in ihrer Nähe, gefolgt von einer Geothermie-, 
Windkraft- und Biomasseanlage (Tabelle 2). Bei der Roh-
stoffgewinnung wird der Untertagebau etwas mehr als 
der Tagebau akzeptiert. 

Tabelle 2: Projektbezogene Akzeptanzausprägung gegenüber 
Anlagearten (gewichtet); x̅ von eins für Inakzeptanz, zwei für 
Gleichgültigkeit bis drei für Akzeptanz 

 
Werden die Angaben der Bevölkerung als Mittelwert der 
erfragten Akzeptanzstufen x̅ dargestellt und mit den An-
gaben der UnternehmensvertreterInnen zur vermute-

ten Akzeptanzstufe der AnwohnerInnen verglichen, zei-
gen sich Abweichungen (Tabelle 3): Alle UnternehmerIn-
nen schätzen die Akzeptanz der Bevölkerung besser ein, 
als sie ist. Dabei liegen die 31 VertreterInnen der EE- 
Branche mit ihrer Einschätzung näher an der Angabe der 
Bevölkerung als die 40 VertreterInnen aus dem Rohstoff-
sektor. 

Tabelle 3: Projektbezogenes Akzeptanzniveau, von Unterneh-
mensvertreterInnen vermutet und von der Bevölkerung ange-
geben (gewichtet); x̅ von eins für Aktive Gegnerschaft, zwei für 
Ablehnung usw. bis acht für Engagement 

Kategorie 

Projektbezogenes Akzeptanzniveau 
von Unternehmens-

vertreterInnen 
vermutet 

Angabe der 
Bevölkerung 

Δ N x̅  N x̅ 
EE 31 5,4 1.006 5,0 -0,4 
Rohstoff- 
sektor 

40 4,5 1.006 3,1 -1,4 
 

Besteht Kontakt zu den AnwohnerInnen, ist er bei 56,7 % 
der Unternehmen aus dem EE-Sektor nach eigenen An-
gaben selten, bei 26,7 % regelmäßig und bei 16,7 % häufig 
(N = 30). Die meistgenannte Antwort bei den Rohstoff-
unternehmen lautet mit 52,6 % regelmäßig, 34,2 % geben 
selten und 13,2 % häufig an (N = 38). Neben der Häufig-
keit wurde auch die Art des Kontakts, ob zwangsweise, 
zufällig oder proaktiv abgefragt. Die Angabe zufällig über-
wiegt bei den Unternehmen beider Kategorien (Tabelle 
4). 

Tabelle 4: Art des Kontakts zu AnwohnerInnen nach Kategorien; 
x̅ von eins für zwangsweise, zwei für zufällig bis drei für proaktiv 

 

Die AnwohnerInnen bzw. weitergefasst die Bevölkerung 
sind nur eine der relevanten StakeholderInnengruppen. 
Den UnternehmensvertreterInnen waren bei der schrift-
lichen Befragung AnwohnerInnen sowie LokalpolitikerIn-
nen vor Ort als Anspruchsgruppen vorgegeben. Sie wur-
den gebeten, weitere zu nennen. Im Durchschnitt kam 
es zu einer zusätzlichen Nennung. In der Onlineumfrage 
wurden den Unternehmen neun Gruppen vorgegeben. 
Werden beide Umfragen zusammen ausgewertet, zeigt 
sich, dass drei Unternehmen zu keiner StakeholderIn-
nengruppe Kontakt haben; alle drei entstammen dem 
Rohstoffsektor. Die Mehrzahl der Unternehmen intera-
giert aber mit AnwohnerInnen, PolitikerInnen vor Ort und 
Behörden. 

Grundsätzlich sind bei Bau- und Infrastrukturprojekten 
die AkteurInnen häufig ähnlich [17], dennoch kann an 
dieser Stelle keine vollständige Liste der StakeholderIn-
nen(-gruppen) erarbeitet werden. Die Art und Anzahl der 
Beteiligten unterscheidet sich je nach räumlichem und 
sachlichem Ausmaß des Projekts, nach Ausführungsfort-

Inakzeptanz Gleichgültigkeit Akzeptanz x̅

Wasserkraftanlage 3,8% 30,6% 65,6% 2,6
Solaranlage 7,1% 30,2% 62,7% 2,6
Geothermieanlage 10,8% 45,7% 43,5% 2,3
WKA 19,8% 41,4% 38,8% 2,2
Biomasseanlage 18,0% 46,4% 35,6% 2,2
Untertagebau 48,4% 37,0% 14,7% 1,7
Tagebau 53,0% 34,6% 12,5% 1,6

Projektbezogene Akzeptanzausprägung
Anlageart

N zwangsweise zufällig proaktiv x̅

EE 29 6,9% 48,3% 44,8% 2,4
Rohstoffsektor 37 18,9% 43,2% 37,8% 2,2

Art des Kontakts zu AnwohnerInnen
Kategorie

 



schritt sowie Komplexität der Verfahren [18]. Eine allum-
fassende Liste wäre deshalb bei veränderten Rahmen-
bedingungen und speziell an einem anderen Ort obso-
let. Als Anhaltspunkt wurde dennoch beispielhaft eine 
Übersicht von StakeholderInnengruppen zusammenge-
stellt (Abbildung 1). Diese sind: Bevölkerung, bürgerschaft-
liche Interessensgruppen, Exekutive, Legislative, Judikative, 
Verbände, unternehmensinterne StakeholderInnen, andere 
Unternehmen, Wissenschaft/Forschung sowie Medien. Da-
bei lassen sich weitere Unterscheidungen bspw. nach 
der Nähe zum Unternehmen(-sprojekt) vornehmen, so 
gibt es in der Regel eine lokale, regionale, landes- und 
bundesweite Ebene. Auf der ersten, der lokalen Ebene 
sind unter Bevölkerung etwa die Anrainer- und Ortsan-
wohnerInnen zu nennen. Im regionalen Umfeld sind die 
EinwohnerInnen der Gemeinde, im landesweiten Um-
feld die BürgerInnen des Bundeslands und auf Bundes-
ebene die BürgerInnen Deutschlands aufzuführen. 

Abbildung 1: Übersicht über StakeholderInnengruppen 

Von den EE-Unternehmen haben 7,4 % eine Presse-, 
Marketing- oder Öffentlichkeitsabteilung (N = 27); bei 
den Rohstoffunternehmen sind es 25,5 % (N = 47). 
14,8 % der UnternehmerInnen aus dem EE- (N = 27) und 
6,5 % aus dem Rohstoffsektor (N = 46) geben an, keine 
Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Die anderen Unter-
nehmen sind in der überwiegenden Anzahl mit einer 
Webpräsenz vertreten, Social-Media-Kanäle werden am 
seltensten genutzt (Tabelle 5) 

Tabelle 5: Genutzte Formen der Öffentlichkeitsarbeit nach Ka-
tegorien (EE: N = 27, Rohstoffsektor: N = 46) 

 

Die höchste Bedeutung hat die Kommunikationsarbeit 
für die UnternehmerInnen des EE-Sektors in der Umset-
zungsphase (Nmin = 23, Nmax = 26), für die Repräsentan-
tInnen des Rohstoffsektors ist sie in der Betriebs- und 
Planungsphase am wichtigsten (Nmin = 44, Nmax = 46). 
Die Kommunikation in der Ideenphase wird von beiden 
Arten von UnternehmensvertreterInnen am geringsten 
bewertet. Als meistgenannte Antwort bzgl. der Prob-
leme bei der Öffentlichkeitsarbeit geben 71,4 % der EE- 
(N = 21) und 39,5 % der RohstoffvertreterInnen (N = 43) 
zu wenig Personal bzw. zu geringes Budget an. Wiede-
rum 19 % der EE- und 34,9 % der Rohstoffunternehme-
rInnen können von keinen Problemen berichten. Nega-
tive Resonanz in der Vergangenheit erlebten 4,8 % der 
EE- und 23,3 % der RohstoffvertreterInnen. 

5. Zusammenfassung und Diskussion: Kommu-
nikatives Potenzial liegt brach 

Bezüglich der (In-)Akzeptanz zeigt sich, dass die Bran-
chenvertreterInnen ein von der Realität abweichendes 
Gefühl bzgl. des Akzeptanzniveaus der sächsischen Be-
völkerung haben. Der Vergleich macht deutlich, dass die 
Bevölkerung zukünftigen Projekten der Unternehmen 
kritischer gegenüberstehen wird, als die Unternehme-
rInnen dies bisher kennen oder vermuten. Die getroffe-
nen Aussagen bleiben in ihrer Prognosewirkung aller-
dings begrenzt. Dies liegt u. a. daran, dass es schwierig 
ist, aus Befragungen auf die Wirklichkeit bei der Vorha-
bensumsetzung zu schließen. Die weitere Erforschung 
der „Zusammenhänge zwischen gegenwärtigen Einstel-
lungen und späterem Verhalten“ [17] sowie der mögli-
chen Diskrepanz zwischen beiden bleibt daher auch 
nach dieser Forschung eine Priorität. 

Neben den AnwohnerInnen nannten die Befragten in 
der schriftlichen Umfrage in der Regel eine weitere Sta-
keholderInnengruppe. Dies lässt vermuten, dass den 
UnternehmerInnen die Vielzahl der StakeholderInnen 
und damit auch deren Einfluss nicht bewusst sind. Er-
gänzt werden muss in diesem Zusammenhang, dass sich 
bereits die Interessen von AnwohnerInnen stark unter-
scheiden können: Während eine AnwohnerIn etwa von 
einer neuen Windkraftanlage persönlich profitiert, weil 
sie EigentümerIn des Grundstücks ist, sehen andere da-
rin eine Gefahr, weil sie der Technik nicht vertrauen und 
Geräuschbelästigungen befürchten. Das Bewusstsein 
um solche Unterschiede, die auch in anderen Gruppen 
gegeben sind, erfordert neben einer detaillierten Stake-
holderInnenanalyse den regelmäßigen, proaktiven Aus-
tausch mit allen AkteurInnen. In der weiteren Forschung 
ist die Übersicht über die StakeholderInnengruppen zu 
spezifizieren, Key-StakeholderInnen herauszuarbeiten 
sowie die Gruppen z. B. anhand der Kriterien Macht und 
Interesse oder Bedrohungs- und Kooperationspotenzial 
zu bewerten. 

Werden von den Unternehmen Maßnahmen der Öffent-
lichkeitsarbeit genutzt, sind diese überwiegend reaktiver 
Art und setzen auf das Pull-Prinzip: BürgerInnen müssen 

EE Rohstoffsektor

Website 74,1% 87,0%

Pressearbeit 48,1% 52,2%

Sponsoring 33,3% 67,4%

Veranstaltungen 37,0% 58,7%

Broschüre/-flyer 48,1% 39,1%

Gesprächsrunden 33,3% 34,8%

Werbeanzeigen 33,3% 30,4%

Social-Media-Kanäle 18,5% 21,7%

KategorieFormen der 
Öffentlichkeitsarbeit



etwa aktiv die Website der Unternehmen aufrufen, um 
Informationen zu erhalten. Damit werden nur diejeni-
gen erreicht, die durch diesen Aufruf Interesse am Un-
ternehmen(-sprojekt) ausdrücken. Die für die Akzep-
tanzgenerierung wichtige Gruppe der Unentschlosse-
nen drückt ein solches Interesse jedoch nicht aus. Sie 
muss mit Maßnahmen aktiviert werden, die sie in ihrer 
Lebenswelt erreichen. Zudem fehlen Beteiligungsmaß-
nahmen; nur ca. ein Drittel der UnternehmerInnen aus 
beiden Kategorien nutzt Gesprächsrunden, wobei der 
Austausch und die Integration der Bevölkerung bei die-
ser Beteiligungsform lediglich auf der Stufe der Informa-
tion stattfindet. Von kooperativen Verfahren wie Bürger-
Innenhaushalt und Runder Tisch oder Verfahren der Mit-
entscheidung wie bspw. BürgerInnengutachten ist keine 
Rede. Dabei gilt Beteiligung, neben Kommunikation, als 
zentraler Einfluss- und Erfolgsfaktor für die Akzeptanz-
generierung bzw. -steigerung. Gleichzeitig sind die Anga-
ben zum Kommunikations- und Beteiligungsmanage-
ment nachvollziehbar, wenn nur 2 von 27 Unternehme-
rInnen aus dem EE-Sektor und 12 von 47 Unternehme-
rInnen aus dem Rohstoffsektor angeben, dass sie über 
eine entsprechende Abteilung verfügen. 

Dies könnte ebenso Auswirkungen auf die Beurteilung 
der Bedeutung von Kommunikationsarbeit haben: Ihr 
wird von UnternehmensvertreterInnen beider Gruppen 
in der Ideenphase nur geringe Wichtigkeit zugeschrie-
ben. Dabei ermöglicht frühzeitige Kommunikation einer-
seits die öffentliche Meinung derart zu formen, dass un-
wahre Gerüchte entkräftet werden und keine übermä-
ßige Beeinflussung anderer durch falsch informierte 
Personen stattfindet. Andererseits ermöglicht ein früh-
zeitiger Diskurs, inklusive entsprechender Beteiligungs-
formate, zeitnah Änderungen am Projekt vorzunehmen, 
die sich positiv auf die Akzeptanz positiv auswirken, 
wodurch die Gefahr juristischer Auseinandersetzungen, 
damit verbundener Verzögerungen der Realisierung 
und teurer Änderungsplanungen zum späteren Zeit-
punkt verhindert werden. Dies beschleunigt den ökolo-
gischen Wandel. 

Auch, wenn den UnternehmerInnen das Spannungsfeld 
und die Möglichkeiten der Akzeptanzsteigerung durch 
Kommunikation und Beteiligungsmanagement be-
wusst(er) gemacht werden, heißt das noch nicht, dass sie 
die entsprechenden personellen und finanziellen Mittel 
dafür aufbringen können; dies gilt insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen. Dennoch bleibt fest-
zuhalten, dass sich Unternehmen insgesamt „ihrer kom-
munikativen Wirkung bewusster werden“ [18] müssen. 
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